
Diskussionspapier: Perspektiven fÄr Frieden und Entwicklung in Afghanistan

Wir, Organisationen aus der Entwicklungspolitik, der Friedensbewegung, den Kirchen und
den Gewerkschaften, haben mit Blick auf den Krieg in Afghanistan einen intensiven Dialog 
begonnen. Dabei wurde deutlich, dass uns vieles eint. Wir lehnen Krieg als Mittel der Politik 
ab. Politische Probleme verlangen nach politischen Antworten.

Unter dem Motto: „Vorrang f�r zivil“ fordern wir ein Ende des Krieges in Afghanistan und 
ein deutliches Zeichen f�r eine gewaltfreie Konfliktbearbeitung. „Vorrang f�r zivil“ bedeutet 
einen strukturellen, personellen und finanziellen Vorrang ziviler Instrumente und Akteure. 
Ein neues Mandat der Vereinten Nationen ist notwendig, das gleicherma�en zur Reduzierung 
von Gewalt, Ungerechtigkeit und Not beitr�gt und dadurch die universellen Menschenrechte 
zu sichern vermag. Die Vereinten Nationen m�ssen, wie in der UN-Charta vorgesehen, die 
Verantwortung f�r den Frieden und die internationale Sicherheit in der Region �bernehmen.

 Der erste Schritt ist das sofortige Ende aller Kampfhandlungen und somit eine 
Gewaltreduktion in Afghanistan, als Basis um einen Dialog �ber eine umfassende 
Friedensl�sung, die den Abzug der internationalen Truppen beinhaltet, einzuleiten. 
Auch ein einseitiger Waffenstillstand, der lokal und regional beginnt, kann Raum f�r 
eine nachhaltige Konfliktbearbeitung schaffen. Bei einem so im Land eingeleiteten
Friedensprozess kann auch z.B. der Jirga eine wichtige Rolle zukommen, wenn daf�r 
Sorge getragen wird, dass alle Bev�lkerungsgruppen dort vertreten sind und 
Mitspracherecht erhalten.

 Wir unterst�tzen zivile selbstbestimmte Strukturen in Afghanistan. Eine ma�gebliche
Partizipation der gesamten Bev�lkerung ist eine wichtige Voraussetzung f�r einen 
friedlichen Entwicklungsweg. Hierbei m�ssen auch Frauengruppen aktiv einbezogen
und gezielt unterst�tzt werden.

 Entwicklungszusammenarbeit und humanit�re Hilfe sind keine Instrumente der 
milit�rischen Aufstandsbek�mpfung. Deswegen lehnen wir eine milit�risch-zivile
Zusammenarbeit ab, die die Unterordnung des zivilen Sektors unter das Milit�r 
bedeutet. Hilfsorganisationen sind unabh�ngige Akteure in der 
Entwicklungszusammenarbeit und humanit�ren Hilfe und d�rfen durch milit�risch-
zivile Kooperationen weder in Kriegshandlungen hineingezogen werden noch durch 
die Konditionierung von staatlichen Hilfsgeldern im Gegenzug f�r die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit mit der Bundeswehr in ihrer Unabh�ngigkeit eingeschr�nkt oder 
gef�hrdet werden.

 Wir wenden uns gegen den politischen Missbrauch von Begriffen wie Frauenrechte /
Menschenrechte, menschliche Sicherheit, Responsibility to Protect f�r die 
ideologische Absicherung von milit�rischen Interventionen und Kriegen. Unsere 
Zusammenarbeit soll daher auch zur Wiederaneignung der humanit�ren und 
politischen Begriffe (z.B. Frieden, Sicherheit, Gerechtigkeit) beitragen.

 Friedenspolitik verlangt Nachhaltigkeit. Wir untersteichen die Zielsetzung, dass die 
Ursachen von Hunger, Armut, Gewalt und Unterentwicklung beseitigt werden 
m�ssen, um die existentiellen Bed�rfnisse der Menschen zu sichern. Entwicklung 
gelingt nicht durch das �berst�lpen fremder westlicher Lebens-, Kultur- und 
Wirtschaftsweisen auf andere L�nder. Ein nachhaltiger Friedensprozess muss im 



Einklang mit der Allgemeinen Erkl�rung der Menschenrechte stattfinden, da diese 
universell, unver�u�erlich und unteilbar sind. Nur selber und gemeinsam k�nnen 
afghanische Frauen und M�nner diesen Prozess tragen und gestalten.

 Frieden in Afghanistan erfordert ein regionales Friedens- und Sicherheitskonzept, das
die Nachbarn des leidgepr�ften Landes in einen dem KSZE-Prozess vergleichbaren 
politischen Prozess einbezieht.

 Wir sehen uns in einer besonderen Verantwortung f�r die Menschen, die aus dem 
Krieg in Afghanistan geflohen sind. Deshalb fordern wir den Stopp der uns�glichen 
Abschiebepraxis und ein menschenw�rdiges Aufenthaltsrecht.

Dieses Diskussionspapier bedarf einer weiteren Reflektion in den ZusammenhÄngen der 
Friedensbewegung und der entwicklungspolitischen Gruppen sowie einer gemeinsamen 
Weiterentwicklung in geeigneten Foren.


